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Neues aus Gesetzgebung & 

Finanzverwaltung 

 
BMF: Option zur Körperschaftsbesteuerung (§ 1a KStG) 
 
Das Bundesministerium der Finanzen (BMF) hat am 11. November 2021 das 
finale Schreiben zum sog. Optionsmodell nach § 1a KStG veröffentlicht. 
 
Mehr Informationen zu dem Schreiben finden Sie auf unserem Blog Steuern & 
Recht unter diesem Link. 
 
 
BMF: Gewährung von Forschungszulage nach dem Forschungszulagengesetz 
(FZulG) 
 
Das Bundesministerium der Finanzen (BMF) hat am 12. November 2021 ein 70-
seitiges Schreiben zur Gewährung von Forschungszulage nach dem 
Forschungszulagengesetz (FZulG) veröffentlicht. 

Mit dem vorliegenden BMF-Schreiben werden die Grundsätze für die Anwendung 
des Forschungszulagengesetzes (FZulG) bekanntgemacht. 

Es enthält im ersten Teil materiell-rechtliche Erläuterungen zur 
Anspruchsberechtigung, zu begünstigten FuE-Vorhaben, förderfähigen 
Aufwendungen, der Bemessungsgrundlage sowie zur Höhe der 
Forschungszulage. 

Im zweiten Teil werden verfahrensrechtliche Vorschriften zur Antragstellung, zum 
Bescheinigungsverfahren, zum Festsetzungsverfahren, Feststellungsverfahren, 
Anrechnungsverfahren sowie weitere Verfahrensvorschriften dargestellt. 

Im dritten Teil werden die ertragsteuerliche Behandlung der Forschungszulage 
und im vierten Teil beihilferechtliche Vorgaben im Forschungszulagengesetz 
ausgeführt. 

Hinweis 

Im Zuge der Veröffentlichung des Schreibens hat das BMF parallel mitgeteilt, 
dass die FAQ zum Forschungszulagengesetz (FZulG) vorerst offline gestellt 
werden. Zur Begründung verweist das BMF darauf, dass die in den FAQ 
enthaltenen Informationen zum FZulG durch das BMF-Schreiben vom 11. 
November 2021 aktuell und ausführlicher beantwortet werden. Eine Fortführung 
soll zu gegebener Zeit erfolgen, weitere Erläuterungen enthalten und neue 
Informationen bekannt machen. 

Fundstelle 

BMF, Schreiben vom 11. November 2021, IV C 3 -S 2020/20/10029 :007. 

  

https://blogs.pwc.de/steuern-und-recht/2021/11/11/bmf-option-zur-koerperschaftsbesteuerung-%c2%a7-1a-kstg/
https://www.bundesfinanzministerium.de/Content/DE/Standardartikel/Themen/Steuern/Steuerliche_Themengebiete/Forschungszulage/2021-11-11-faq-forschungszulagengesetz.html?cms_pk_kwd=12.11.2021_FAQ+zum+Gesetz+zur+steuerlichen+F%C3%B6rderung+von+Forschung+und+Entwicklung+Forschungszulagengesetz+-+FZulG+vom+14+Dezember+2019+Bundesgesetzblatt+Teil+I+BGBl+I+Seite+2763+&cms_pk_campaign=Newsletter-12.11.2021
https://www.bundesfinanzministerium.de/Content/DE/Downloads/BMF_Schreiben/Weitere_Steuerthemen/Forschungszulagen/2021-11-11-gewaehrung-von-forschungszulage-nach-dem-gesetz-zur-steuerlichen-foerderung-von-forschung-und-entwicklung.pdf?__blob=publicationFile&v=2
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Aktuelle Rechtsprechung 
BFH-Entscheidungen, veröffentlicht am 18. November 2021 

 
 
§ 77 EStG ist bei einem erfolgreichen Einspruch gegen die 
Festsetzung von Hinterziehungszinsen wegen unberechtigt 
erhaltener Kindergeldzahlungen weder unmittelbar noch analog 
anwendbar. 
Es liegt keine Regelungslücke im Sinne einer planwidrigen 
Unvollständigkeit vor, soweit § 77 EStG seinem Wortlaut nach eine 
Kostenerstattung nur für Einspruchsverfahren wegen 
Kindergeldfestsetzungen vorsieht. 
 
Zum Urteil, siehe auch die Pressemitteilung 042/21. 
 
 
 
 
 
 
Wird ein noch nicht festsetzungsverjährter Kindergeldanspruch 
aufgrund der Anwendung der Frist des § 66 Abs. 3 EStG i.d.F. des 
StUmgBG vom 23.06.2017 (BGBl I 2017, 1682, BStBl I 2017, 865) 
ausgeschlossen, ist er auch bei der Günstigerrechnung und der 
Hinzurechnung nach § 31 Satz 4 EStG nur in Höhe von 0 € zu 
berücksichtigen. Die Frage, ob der Kindergeldanspruch durch die 
Frist des § 66 Abs. 3 EStG ausgeschlossen wird, haben die 
Finanzämter und Finanzgerichte selbstständig und ohne Bindung 
an die Beurteilung im Kindergeldverfahren zu entscheiden. 
 
Zum Urteil 
 
 
 
 
Der in Art. 8 und Art. 14 Abs. 3 DBA-Jugoslawien verwendete 
Begriff der "Organisation der Vereinten Arbeit" erfasst auch 
diejenigen juristischen Personen, die insgesamt an deren Stelle 
getreten sind. Der Senat hält an seiner Rechtsprechung zur sog. 
statischen Abkommensauslegung fest, stellt aber klar, dass bei 
Vorliegen einer sog. Fortgeltungsvereinbarung für die 
Abkommensauslegung auf den Zeitpunkt des Abschlusses dieser 
Vereinbarung abzustellen sein kann. 
 

Zum Urteil 
 
 
 
 
 
 

Urteil II R 1/19: Keine 
Kostenerstattungs-
pflicht im 
Kindergeldverfahren 
bei erfolgreichem 
Rechtsbehelf gegen 
Hinterziehungszinsen 
 
 
 
 
01. September 2021 
 

Urteil III R 50/19: 
Berücksichtigung der 
Ausschlussfrist des § 
66 Abs. 3 EStG a.F. 
beim 
Familienleistungs-
ausgleich 
 
 
 
 
26. Mai 2021 
 

 

 
Beschluss I R 63/17: 
Begriff der 
"Organisation der 
Vereinten Arbeit" im 
DBA-Jugoslawien 
erfasst auch 
Nachfolge-
organisationen 
 
 
 
13. Juli 2021 

 

https://www.bundesfinanzhof.de/de/entscheidung/entscheidungen-online/detail/STRE202110220/
https://www.bundesfinanzhof.de/de/presse/pressemeldungen/detail/keine-kostenerstattung-im-einspruchsverfahren-wegen-hinterziehungszinsen/
https://www.bundesfinanzhof.de/de/entscheidung/entscheidungen-online/detail/STRE202110219/
https://www.bundesfinanzhof.de/de/entscheidung/entscheidungen-online/detail/STRE202110218/
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Rechtsprechung im Blog 
 

Beschränkte Steuerpflicht für Zinsen aus Wandelanleihen 

Zinsen aus Wandelanleihen führen gemäß § 49 Abs. 1 Nr. 5 Buchst. a EStG zu 
beschränkt steuerpflichtigen inländischen Einkünften. Dies gilt auch dann, wenn 
sie in Form von Teilschuldverschreibungen ausgegeben worden sind. Die 
tatbestandlichen Ausnahmen des § 49 Abs. 1 Nr. 5 Buchst. c Doppelbuchst. aa 
Satz 2 EStG finden auf Wandelanleihen keine Anwendung. Das hat der 
Bundesfinanzhof (BFH) in einem aktuellen Urteil entschieden. 

Hintergrund 

Gemäß § 49 Abs. 1 Nr. 5 Buchst. a Einkommensteuergesetz (EStG) gehören zu 
den beschränkt steuerpflichtigen inländischen Einkünften u.a. Einkünfte aus 
Kapitalvermögen i.S. des § 20 Abs. 1 Nr. 1 (mit Ausnahme der Erträge aus 
Investmentanteilen), 2, 4, 6 und 9 EStG, wenn der Schuldner Wohnsitz, 
Geschäftsleitung oder Sitz im Inland hat. Nach Halbsatz 2 dieser Vorschrift gilt 
„dies“ auch für Erträge aus Wandelanleihen und Gewinnobligationen. 

§ 49 Abs. 1 Nr. 5 Buchst. c EStG regelt dagegen die beschränkte Steuerpflicht für 
Einkünfte aus Kapitalvermögen i.S. des § 20 Abs. 1 Nr. 5 und 7 EStG. Für diese 
Einkünfte ist der erforderliche Inlandsbezug gemäß § 49 Abs. 1 Nr. 5 Buchst. c 
Doppelbuchst. aa EStG erfüllt, wenn das Kapitalvermögen durch inländischen 
Grundbesitz, durch inländische Rechte, die den Vorschriften des bürgerlichen 
Rechts über Grundstücke unterliegen, oder durch Schiffe, die in ein inländisches 
Schiffsregister eingetragen sind, unmittelbar oder mittelbar gesichert ist. Satz 2 
dieser Vorschrift sieht eine Ausnahme u.a. für Zinsen aus Anleihen und 
Forderungen vor, über die Teilschuldverschreibungen ausgegeben sind. 

Sachverhalt 

Die Klägerin ist im Inland nicht unbeschränkt steuerpflichtig. In den Streitjahren 
2012 und 2013 erzielte sie Zinserträge aus Wandelanleihen. Emittentin der 
Anleihe und Schuldnerin der Kapitalerträge war die im Inland ansässige 
Beigeladene. Bei der Auszahlung der Zinsen an die Klägerin hatte die 
Beigeladene keine Kapitalertragsteuer einbehalten und abgeführt. 

Das beklagte Finanzamt erließ daraufhin einen Bescheid, mit dem es die 
Beigeladene für die Kapitalertragsteuer in Haftung nahm. Dagegen richtete sich 
die Klage der Anlegerin. Sie machte geltend, dass die Zinsen keine inländischen 
Kapitaleinkünfte seien. Es sei nicht zu beanstanden, dass die Beigeladene ihr die 
Zinsen ohne Einbehalt von Kapitalertragsteuer ausgezahlt habe. 

Die Klage vor dem Finanzgericht Düsseldorf hatte keinen Erfolg. 

Entscheidung des BFH 

Der BFH hat sich der Entscheidung der Vorinstanz angeschlossen und die 
Revision als unbegründet zurückgewiesen. 

Im Streitfall handelt es sich um Wandelanleihen in Form von 
Teilschuldverschreibungen, die neben einer festen Verzinsung -zumindest auch- 
das klassische Element eines jederzeitiges Wandlungsrechts des Gläubigers in 
Aktien des Schuldners vorsehen. Die Zinsen aus der Wandelanleihe führen zu 
Einkünften gemäß § 20 Abs. 1 Nr. 7 EStG, die grundsätzlich gemäß § 43 Abs. 1 
Satz 1 Nr. 2 EStG der Kapitalertragsteuer zuzüglich Solidaritätszuschlag 
unterliegen. 
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Da die Klägerin als Inhaberin der Wandelanleihen nicht in Deutschland ansässig 
ist, setzt die Verpflichtung zum Einbehalt und zur Abführung der 
Kapitalertragsteuer zusätzlich voraus, dass die Zinsen zu den beschränkt 
steuerpflichtigen Einkünften i.S. des § 49 EStG gehören. Die hierfür 
maßgeblichen Kriterien sind bei Zinsen aus Wandelanleihen stark umstritten, vom 
Finanzgericht aber zu Recht unter ausschließlicher Anwendung des § 49 Abs. 1 
Nr. 5 Buchst. a EStG bejaht worden. 

Die beschränkte Steuerpflicht für Erträge aus Wandelanleihen ergibt sich nach 
Auffassung des BFH ausschließlich aus § 49 Abs. 1 Nr. 5 Buchst. a EStG, so 
dass die Ausnahmen des § 49 Abs. 1 Nr. 5 Buchst. c Doppelbuchst. aa Satz 2 
EStG (einschließlich der Ausnahme für Teilschuldverschreibungen) auf 
Wandelanleihen keine Anwendung finden. 

Dieses Ergebnis folgt bereits aus dem Wortlaut der zugrundeliegenden Normen 
und wird durch eine teleologisch-historische und systematische Auslegung 
bestätigt. Die Klägerin kann sich deshalb auch nicht auf einen Verstoß gegen das 
Rechtsstaatsprinzip (Art. 20 Abs. 3 des Grundgesetzes) und den Grundsatz der 
Normenklarheit berufen. 

Das Finanzgericht hat des Weiteren zu Recht entschieden, dass das Finanzamt 
die angefochtenen Haftungsbescheide ermessensfehlerfrei erlassen hat (§ 102 
FGO). Dies gilt sowohl für das Auswahl- als auch für das 
Entschließungsermessen. 

Fundstelle 

BFH, Beschluss vom 13. Juli 2021 (I R 6/18), veröffentlicht am 11. November 
2021. 

 

 

Entfallen des unberechtigten Steuerausweises 

Hat der Rechnungsempfänger den Vorsteuerabzug geltend gemacht, ist der 
aufgrund des unberechtigten Steuerausweises geschuldete Steuerbetrag gemäß 
§ 14c Abs. 2 UStG für den Zeitraum zu berichtigen, in dem der 
Rechnungsempfänger die Vorsteuer an das Finanzamt zurückzahlt. Auf den 
Zeitpunkt der Berichtigungsbeantragung beim Finanzamt oder den einer 
Rechnungsberichtigung kommt es nicht an. Das hat der Bundesfinanzhof (BFH) 
in einem aktuellen Urteil entschieden. 

Hintergrund 

Nach § 14c Abs. 2 Satz 3 Umsatzsteuergesetz (UStG) kann der aufgrund eines 
unberechtigten Steuerausweises gemäß § 14c Abs. 1 Satz 1 und 2 UStG 
entstandene Steuerbetrag berichtigt werden, soweit die Gefährdung des 
Steueraufkommens beseitigt worden ist. Hierfür stellt § 14c Abs. 2 Satz 4 UStG 
darauf ab, dass ein Vorsteuerabzug beim Empfänger der Rechnung nicht 
durchgeführt oder die geltend gemachte Vorsteuer an die Finanzbehörde 
zurückgezahlt worden ist. 

Die Berichtigung des geschuldeten Steuerbetrages ist gemäß § 14c Abs. 2 Satz 5 
UStG beim Finanzamt gesondert schriftlich zu beantragen und nach dessen 
Zustimmung in entsprechender Anwendung des § 17 Abs. 1 UStG für den 
Besteuerungszeitraum vorzunehmen, in dem die Voraussetzungen des § 14c 
Abs. 2 Satz 4 UStG eingetreten sind. 

https://www.bundesfinanzhof.de/de/entscheidung/entscheidungen-online/detail/STRE202110213/
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Weitere interessante News und 
Entscheidungen finden Sie in unserem 
Blog Steuern & Recht  
 
 
 

 

HIER 

 

Sachverhalt 

Die Beteiligten streiten über den Zeitpunkt der Rechnungsberichtigung zu Unrecht 
ausgewiesener Umsatzsteuer. 

Die Klage vor dem Finanzgericht Nürnberg hatte keinen Erfolg. 

Entscheidung des BFH 

Der BFH hat sich der Entscheidung der Vorinstanz angeschlossen und die 
Revision als unbegründet zurückgewiesen. 

Hat der Rechnungsempfänger den Vorsteuerabzug geltend gemacht, ist der 
aufgrund des unberechtigten Steuerausweises geschuldete Steuerbetrag gemäß 
§ 14c Abs. 2 UStG für den Zeitraum zu berichtigen, in dem der 
Rechnungsempfänger die Vorsteuer an das Finanzamt zurückzahlt. 

Auf den Zeitpunkt der Berichtigungsbeantragung beim Finanzamt oder den einer 
Rechnungsberichtigung kommt es nicht an. 

Bei der Zustimmung des Finanzamts nach § 14c Abs. 2 Satz 5 UStG handelt es 
sich nicht um einen Grundlagenbescheid. 

Fundstelle 

BFH, Beschluss vom 27. Juli 2021 (V R 43/19), veröffentlicht am 11. November 
2021. 

 

 

 

 

 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 

 

 

 

 

Alle aktuellen Veranstaltungen finden  
Sie in der PwC Veranstaltungssuche. 
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https://blogs.pwc.de/steuern-und-recht/
https://blogs.pwc.de/steuern-und-recht/
https://www.bundesfinanzhof.de/de/entscheidung/entscheidungen-online/detail/STRE202110216/
https://www.pwc.de/de/veranstaltungen.html
https://www.pwc.de/de/veranstaltungen.html
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E-MAIL SENDEN 

 

Noch Fragen? 
 

Dann sprechen Sie bitte Ihren PwC-Berater an oder senden Sie eine E-Mail. 

 

 

Die Beiträge sind als Hinweise für unsere Mandanten bestimmt. Für die Lösung 

einschlägiger Probleme greifen Sie bitte auf die angegebenen Quellen oder die 

Unterstützung unserer für Sie tätigen Büros zurück. Teile dieser 

Veröffentlichung/Information dürfen nur nach vorheriger schriftlicher Zustimmung 

durch den Herausgeber nachgedruckt und vervielfältigt werden. 

Meinungsbeiträge geben die Auffassung der einzelnen Autoren wieder. 
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